
Demokratischen Republik. Wir haben dabei die Gewiß­
heit, daß wir damit den Lebensinteressen des deutschen 
Volkes in allen Teilen unseres Vaterlandes dienen. Da­
her sind wir auch sicher, daß diese nationale deutsche 
Befreiungspolitik die Unterstützung der patriotischen 
Kräfte unseres Volkes in allen Teilen Deutschlands 
findet.

Meine Damen und Herren! Ich kann mit gleicher Ge­
nugtuung feststellen, daß diese von der Provisorischen 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ein­
genommene Haltung gegenüber der westlichen Interven­
tionspolitik und die sich daraus ergebenden Folge­
rungen die volle Zustimmung der Völker des Friedens­
lagers gefunden haben. Ich komme damit zu den Ergeb­
nissen der Verhandlungen der deutschen Regierungs­
delegation in Bukarest und Sofia.

Die Delegation hatte die gleiche Zusammensetzung wie 
seinerzeit bei den Beratungen mit Polen, der Tschecho­
slowakei und Ungarn. Die Kette der Abmachungen und 
Verträge im Geiste der politischen Freundschaft und 
Solidarität zur Herbeiführung einer intensiven Zusam­
menarbeit auf wirtschaftlichem, kulturellem und politi­
schem Gebiet ist mit diesen Verträgen in Bukarest und 
Sofia um zwei weitere wertvolle Glieder ergänzt worden, 
die ebenso die Solidarität des Friedenslagers stärken wie 
unseren Völkern weite Perspektiven des wirtschaft­
lichen und sozialen Aufstiegs und einer glücklichen Zu­
kunft eröffnen.

(Beifall)
Ich möchte an dieser Stelle nicht versäumen, den Dank 

zu wiederholen, den der Herr Staatspräsident Wilhelm 
Pieck und der Herr Ministerpräsident Otto Grotewohl der 
Delegation und insbesondere ihrem Leiter, dem Herrn 
Stellvertretenden Ministerpräsidenten Walter Ulbricht, 
ausgesprochen haben.

(Beifall)
Die Regierung und das deutsche Volk können sich wahr­
haft beglückwünschen für die Erfolge, die Walter Ul­
bricht von dieser zweiten großen Reise in die Heimat 
zurückgebracht hat.

(Beifall)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das wich­

tigste politische Ergebnis dieser Verhandlungen darf wohl 
in der Feststellung des bulgarischen Ministerpräsidenten 
Tscherwenkoff erblickt werden, der in seiner großen An­
sprache nach der feierlichen Unterzeichnung der zwischen 
der Volksrepublik Bulgarien und der Deutschen Demo­
kratischen Republik getroffenen Abkommen betonte: 
„Unsere Regierung erklärt sich solidarisch mit dem Stand­
punkt des Ministerrats der Deutschen Demokratischen Re­
publik gegenüber den in New York von den Außen­
ministern der USA, Großbritanniens und Frankreichs 
gefaßten Beschlüssen.“

(Beifall)
„Diese Beschlüsse", so erklärte Ministerpräsident Tscher­

wenkoff, „bedeuten eine direkte Bedrohung der natio­
nalen Existenz des deutschen Volkes, einen neuen Akt 
der Kriegsvorbereitungen und eine Bedrohung der lebens­
wichtigen Interessen aller Völker. Es ist unser gemein­
sames und lebenswichtiges Interesse, daß diese Pläne 
zunichte gemacht werden."

Im gleichen Geiste erklärte der rumänische Minister­
präsident Groza: „Indem wir dieses klare Programm zur 
Beseitigung der Kriegsgefahr mit allen Kräften unter­
stützen, betrachten unsere Länder die Verstärkung des 
Friedenskampfes als ihre Hauptaufgabe.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese Er­
klärungen zeigen, daß unser Volk gerade angesichts der 
großen Gefahr, die sich durch die Beschlüsse der West­
mächte für Deutschland andeutet, nicht allein steht, son­
dern daß es den deutschen Demokraten gelungen ist, für 
das deutsche Volk viele starke und selbstlose Freunde

zu gewinnen, eine Freundschaft, die sich auf die gemein­
samen, gleichgerichteten Interessen unserer friedlieben­
den Völker stützt und in der gemeinsamen Freundschaft 
zur Sowjetunion als dem Fundament des großen Frie­
denslagere ihren markantesten Ausdruck findet. Die Re­
gierung der Deutschen Demokratischen Republik stimmt 
in vollem Umfange den Ausführungen des Herrn bulga­
rischen Ministerpräsidenten Tscherwenkoff zu, daß die 
Freundschaft mit der Sowjetunion den Prüfstein für die 
friedliche demokratische Entwicklung der Völker dar­
stellt.

(Beifall)

Neben dieser beglückenden und ermutigenden Tat­
sache der Freundschaft, die zu erringen den Anstrengun­
gen der Deutschen Demokratischen Republik möglich ge­
wesen ist, stehen auch wichtige materielle Ergebnisse der 
mit Rumänien und Bulgarien getroffenen Abkommen. Sie 
beziehen sich, wie die seinerzeitigen Verabredungen mit 
Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn, auf einen tech­
nisch-wissenschaftlichen Erfahrungsaustausch, auf die Ent­
wicklung unserer kulturellen Zusammenarbeit, auf die 
Abwicklung nicht kommerzieller Zahlungen und vor 
allem auf die Entschlossenheit, die weitgespannten Wirt­
schaftspläne unserer Völker durch langfristige und um­
fassende Handelsverträge zu fördern und zu sichern. Wir 
müssen mit Dank feststellen, daß selbst unter eigenen 
Opfern die rumänische wie die bulgarische Regierung 
sich zu Lieferungen bereiterklärt haben, die nicht nur 
einen wesentlichen Beitrag zum Gelingen unseres Fünf­
jahrplanes darstellen, sondern auch geeignet sind, un­
mittelbare Wirkungen zur Hebung des Lebensstandards 
unseres Volkes zu erzielen und beispielsweise unseren 
Kindern zu Weihnachten einen Tisch zu decken, der nicht 
mehr im Schatten der Nachwirkungen des Hitlerkrieges 
steht.

(Beifall)

Für diese Hilfe an dieser Stelle dem rumänischen und 
dem bulgarischen Volke zu danken, ist mir eine ange­
nehme und selbstverständliche Pflicht.

(Beifall)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik ist vor 
einem Jahr mit der festen Zuversicht an die Arbeit ge­
gangen, daß eine klare Politik der Demokratie und des 
Friedens den Weg eröffnen wird, den Makel vom deut­
schen Namen abzuwaschen, Vertrauen zu einem neuen 
friedliebenden, demokratischen Deutschland zu gewinnen 
und das Fundament zu freundschaftlicher Zusammen­
arbeit mit allen friedliebenden Völkern zu pflegen. Diese 
Zuversicht hat durch die Entwicklung ihre volle Bestä­
tigung erfahren, und wir sind gewiß, daß diese Politik 
am 15. Oktober vom ganzen deutschen Volk als eine 
nationale Befreiungspolitik anerkannt, bestätigt und für 
die Zukunft gesichert wird.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Meine Damen und Herren! Die Vorsitzenden der Frak­

tionen des Hauses, die von dem wesentlichen Inhalt der 
eben abgegebenen Erklärung der Regierung bereits 
Kenntnis hatten, schlagen dem Hause vor, eine gemein­
same Entschließung zu den eben in der Regierungser­
klärung behandelten Fragen anzunehmen. Den Wortlaut 
dieser Entschließung wird namens und im Aufträge aller 
Fraktionen Herr Abgeordneter Scholz von der Demokra­
tischen Bauernpartei Deutschlands nunmehr vortragen. 
Der Wortlaut der Entschließung wird zur Zeit in Druck 
gelegt und geht den Abgeordneten des Hauses im Laufe 
des Tages zu.

Ich erteile Herrn Abgeordneten Scholz das Wort.
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